
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, 5. September 2017 

 
 

Mandantenbrief September 2017 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 
 
Allgemein 

· Kosten für Rauchwarnmelder sind nicht auf Mieter umlegbar 
 
Erbschaft- und Schenkungssteuer 

· Abfindung für den Verzicht auf einen künftigen Pflichtteilsanspruch 
 
Lohn und Gehalt 

· Ehrenamt grundsätzlich beitragsfrei 
 

Umsatzsteuer 

· Umsatzsteuerliche Kleinunternehmerregelung auch bei fehlendem Umsatz im 
Gründungsjahr anzuwenden 

 
 
 
Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung September 2017 und Oktober 2017 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 11.09.20171 10.10.20172 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 11.09.2017 entfällt 
Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 11.09.2017 entfällt 
Umsatzsteuer 11.09.20173 10.10.20174 
Ende der Schonfrist   Überweisung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

14.09.2017 13.10.2017 
08.09.2017 06.10.2017 

Sozialversicherung7 27.09.2017 26.10.2017 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der da-

rauf entfallende Solidaritätszuschlag 
sind zeitgleich mit einer erfolgten Ge-
winnausschüttung an den Anteilseigner 
an das zuständige Finanzamt abzufüh-
ren. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne 

Dauerfristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden 
keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um 
Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
25.09.2017/24.10.2017) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten 
sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die 
Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 



 

Allgemein 
Miet- und Leasingkosten für Rauchwarnmelder sind nicht als Betriebskosten auf 
Wohnungsmieter umlegbar 
Die Kosten für Leasing und Anmietung von Rauchmeldern sind keine Betriebskosten, die in die Be-
triebskostenrechnung eingestellt werden dürfen. Das Amtsgericht Dortmund sah in Miet- oder Lea-
singkosten sog. Kapitalersatzkosten und keine Betriebskosten. 
Ein Vermieter installierte in einer Mietwohnung Rauchmelder, die er nicht gekauft, sondern angemietet 
hatte. In der Betriebskostenabrechnung stellte er die Kosten für Miete und Wartung der Rauchmelder 
dem Mieter in Rechnung. Der Mieter weigerte sich, diese Kosten zu zahlen. Er ist der Meinung, dass 
die Mietkosten nicht umlagefähig sind, da sie die Anschaffungskosten ersetzen würden. 
Nach Auffassung des Gerichts muss der Mieter weder die Kosten für die Miete noch die Kosten der 
Wartung der Rauchmelder tragen. Die Mietkosten sind nicht umlagefähig, weil sie an die Stelle der 
Anschaffungskosten treten und den Kapitalkosten zuzuordnen sind. Ebenfalls nicht umzulegen sind 
die Kosten für die Wartung der Rauchmelder. Zwar ist es grundsätzlich möglich, neu entstehende 
Betriebskosten auf den Mieter umzulegen. Auch sind die Kosten von Wartungsarbeiten grundsätzlich 
als Betriebskosten anzusehen und wären damit umlagefähig. Jedoch sind nach der nord-
rhein-westfälischen Bauordnung die Mieter für die Sicherstellung der Betriebsbereitschaft der Rauch-
melder verantwortlich. Deshalb obliegt auch ihnen die Wartung der Rauchmelder. Ohne eine vertragli-
che Übertragung der Wartungspflicht auf den Vermieter kann dieser etwaige Wartungskosten nicht 
geltend machen, auch wenn er diese trägt. 
 

Erbschaft- und Schenkungssteuer 
Abfindung für den Verzicht auf einen künftigen Pflichtteilsanspruch 
Bundesfinanzhof, II-R-25/15, Pressemitteilung vom 09.08.2017 

Verzichtet ein gesetzlicher Erbe gegen eine von seinen Geschwistern zu zahlende Abfindung auf sei-
nen Pflichtteilsanspruch, ist künftig danach zu unterscheiden, ob der Verzicht bereits zu Lebzeiten 
oder erst nach dem Tod des Erblassers vereinbart wird. Wie der BFH unter Aufgabe bisheriger Recht-
sprechung entschieden hat, unterliegt der Verzicht zwischen Geschwistern zu Lebzeiten des Erblas-
sers nunmehr der Steuerklasse II, so dass die für den Steuerpflichtigen günstigere Steuerklasse I 
dann nur noch bei einem Verzicht nach dem Tod des Erblassers anzuwenden ist. 

 

Lohn und Gehalt 
Vorgeschriebene Umkleidezeiten sind vergütungspflichtige Arbeitszeit 
Ein in der Lebensmittelproduktion tätiger Arbeitnehmer, der einen festen Stundenlohn erhielt, war 
arbeitsvertraglich verpflichtet, den Dienst täglich mit sauberer und vollständiger Dienstkleidung anzu-
treten. Diese wurde ihm vom Arbeitgeber gestellt. Sie war in einem Umkleideraum an- und abzulegen, 
der sich zwar auf dem Werksgelände, aber in einiger Entfernung vom Arbeitsplatz des Arbeitnehmers 
befand. Der Arbeitsvertrag bezeichnete Wegezeiten zu bzw. von den Stempeluhren als „leistungsent-
geltfrei“. 
Der Arbeitnehmer begehrte eine Vergütung von 6.200 EUR für an 700 Arbeitstagen angefallene Um-
kleide- und innerbetriebliche Wegezeiten. Er trug vor, für derartige Tätigkeiten täglich 36 Minuten zu 
benötigen. Das Arbeitsgericht bejahte einen täglichen Zeitaufwand von 27 Minuten und sprach dem 
Arbeitnehmer hierfür 4.600 EUR zu. 
Das Bundesarbeitsgericht bestätigte, dass das Umkleiden Teil der dem Arbeitnehmer zu vergütenden 
Arbeit ist, wenn der Arbeitgeber das Tragen einer bestimmten Kleidung vorschreibt, die im Betrieb an- 
und abgelegt werden muss. Der für derartige Tätigkeiten erforderliche Zeitaufwand dürfe vom Gericht 
geschätzt werden. Die arbeitsvertragliche Regelung, nach der Wegezeiten zu bzw. von den Stempel-
uhren „leistungsentgeltfrei“ seien, schließe diesen Anspruch nicht aus. Leistungsentgelte seien nur 
solche Vergütungen, bei denen die Leistung des Arbeitnehmers gemessen und mit einer Bezugsleis-
tung verglichen werde. 
 
 
 



 
Ehrenamt grundsätzlich beitragsfrei 
Bundessozialgericht, B-12-KR-14/16-R, Pressemitteilung vom 16.08.2017 
Ehrenämter sind in der gesetzlichen Sozialversicherung grundsätzlich auch dann beitragsfrei, wenn 
hierfür eine angemessene pauschale Aufwandsentschädigung gewährt wird und neben Repräsentati-
onspflichten auch Verwaltungsaufgaben wahrgenommen werden, die unmittelbar mit dem Ehrenamt 
verbunden sind. Dies hat das BSG entschieden. 

 

Umsatzsteuer 

Umsatzsteuerliche Kleinunternehmerregelung auch bei fehlendem Umsatz im Gründungsjahr 
anzuwenden 
Als sog. Kleinunternehmer werden im Umsatzsteuerrecht Unternehmer bezeichnet, deren Umsatz 
zuzüglich der darauf entfallenden Umsatzsteuer im Vorjahr 17.500 EUR nicht überstiegen hat und im 
laufenden Jahr voraussichtlich 50.000 EUR nicht übersteigen wird. Kleinunternehmer dürfen keine 
Umsatzsteuer in Rechnung stellen, können gleichzeitig aber auch keinen Vorsteuerabzug aus ihren 
Eingangsrechnungen geltend machen. 
Das Thüringer Finanzgericht hat entschieden, dass die Umsatzgrenze von 17.500 EUR auch maßgeb-
lich ist, wenn im Gründungsjahr lediglich Vorbereitungshandlungen, aber noch keine Umsätze getätigt 
werden. Der Unternehmerbegriff sei für Zwecke der Kleinunternehmerregelung ebenso auszulegen 
wie für Zwecke des Vorsteuerabzugs. 
Beispiel: 
A gründet im Dezember 2015 ein Unternehmen, indem er einen Büroraum anmietet, Bürogegenstän-
de einkauft und erste Konzepte erarbeitet. Ausgangsumsätze werden erstmals in 2016 in Höhe von 
30.000 EUR getätigt. 
Auch ohne Erzielung von Einnahmen ist A aufgrund der Vorbereitungshandlungen bereits in 2015 
Unternehmer im umsatzsteuerlichen Sinne. Da sein Umsatz in 2015 0 EUR beträgt und im Folgejahr 
über 17.500 EUR, aber unter 50.000 EUR liegt, kann er die Kleinunternehmerregelung in Anspruch 
nehmen. Auf seine Umsätze des Jahrs 2016 wird keine Umsatzsteuer erhoben. Eines Antrags bedarf 
es hierfür nicht. Lediglich der Verzicht auf die Kleinunternehmerregelung ist gegenüber dem Finanz-
amt zu erklären. 
Wäre A erst ab 2016 als Unternehmer anzusehen, käme die Kleinunternehmerregelung nicht zur 


